
E 143 -NR/XVILGP. 
Entschließung 

des Nationalrates vom 1. März 1990 

anläßlich der Verhandlung des Berichtes des Umweltausschusses über die Anträge 

84/ A(E) der Abgeordneten Freda Blau-Meissner und Genossen betreffend Sanierung 

der Altlasten und 88/ A(E) der Abgeordneten Freda Blau-Meissner und Genossen 

betreffend PVC-Verbot (1151 der Beilagen) 

1. Die Bundesministerin für Umwelt, Juqend und Familie wird 

ersucht, grundsätzlich für 1.1.1991 für das Inverkehr­

setzen, Herstellen und den Import von Verpackunqs­

material und Kinderspielzeuq aus PVC und jenen kurzlebi­

gen Konsumgütern aus PVC (Weqwerfartikel), die nur für 

den einmaligen Gebrauch gedacht sind und bei denen die 

Gefahr der unsachgemäßen Entsorqunq besteht, mit der 

Wirtschaft einen Rückzuq zu vereinbaren. 

2. Die Bundesministerin für Umwelt, Juqend und Familie wird 

ersucht, grundsätzlich die Verwendunq von Schwermetall­

stabilisatoren (Cadmium, Blei und qiftiqe Bariumverbin­

dungen) und cadmiumhaltiqe Farbstoffe zum Färben von 

PVC-Produkten durch qeeignete Maßnahmen zu unterbinden 

und das Inverkehrsetzen cadmiumhaltiqer PVC-Produkte ab 

1.1.1991 zu untersagen. 

3. Die Bundesministerin für Umwelt, Juqend und Familie und 

der Bundesminister für wirtschaftliche Anqeleqenheiten 

werden ersucht, 

ein Recyclingkonzept für die Beseitiqunq von 

Alt-PVC-Fenstern sowie von PVC-Rohren und anderen 
lanqlebigen PVC-Produkten sicherzustellen 
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eine Kennzeichnunqsverpflichtunq nach EG-Muster fÜr 

wiederverwertbare PVC-Produkte mit verbraucherauf­

kllrender Wirkunq raschestmöqlich festzuleqen 

und die dazu notwendiqen Verordnunqen mit 1.1.1991 in 

Kraft zu setzen. 

4. Die Bundesregierunq wird ersucht. 

5. 

im Rahmen der Richtlinien fÜr das öffentliche Be­

schaffungswesen auf die umweltgerechte Entsorgunq bei 
PVC-Produkten Bedacht zu nehmen und 

dafür Sorge zu tragen. daß importierte PVC-Waren hin­

sichtlich aller in diesem Entschließunqsantrag vorqe­
sehenen Maßnahmen mit in österreich herqestellten 
qleichbehandelt werden. 

Der Bundesminister für Gesundheit und öffentlicher 

Dienst wird ersucht. die Anschaffunq und die Verwendung 
von PVC im Gesundheitswesen auf ein nach dem Stand der 
Technik unverzichtbares Minimum zu beschränken. 

6. Die Bundesministerin für Umwelt. Juqend und Familie und 
der Bundesminister für wirtschaftliche Anqeleqenheiten 
werden ersucht. dafür Sorge zu tragen. daß die thermi­
sche Verwertunq von PVC-Abfällen ausschließlich in Anla­
gen erfolqt. die die Verwertung nach dem Stand der 
Technik gewährleisten. 

7. Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung wird 
ersucht. in einer Forschunqsstudie 

die Möglichkeiten einer Rücknahmeverpflichtunq der 
PVC-Erzeuger und -verarbeitet für ihre Produkte und 
die Möglichkeiten einer Kennzeichnungspflicht hin­
sichtlich verwertbarer und nicht verwertbarer 
PVC-Produkte untersuchen zu lassen. sowie 
in einer Porschunqsstudie die MögliChkeiten einer 
alternativen groß technischen Herstellung der Natron-

143/E XVII. GP - Entschließung (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



- 3 -

lauge auf .1nem anderen Weg all der Chlor-Alkall­
Elektrolys. untersuchen zu la.sen. 

Dabei sind Umwelt-. Enetqie- und Ressourcenschonung sowie 
ökonomische Aspekte besonders zu beachten. 

Die Studien sind dem Umweltausschuß des Nationalrates inner­
halb von zwei Jahren vorzulegen. 
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